
Satzung 

über das Bestattungswesen in der Stadt Wassertrüdingen (Friedhofssatzung) vom 22.11.2019 

 

Aufgrund der Artikel 21, 23 und 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBL S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22.07.2014 (GVBL S. 286) erlässt die Stadt Wassertrüdingen folgende Satzung: 

  

I. 

Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt Wassertrüdingen gelegenen und 

von Ihr verwalteten Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen: 

1. Stadtteil Wassertrüdingen: ein Friedhof und eine Leichenhalle 

2. Stadtteil Fürnheim: ein Friedhof und eine Leichenhalle 

3. Stadtteil Schobdach: ein Friedhof und eine Leichenhalle 

4. Stadtteil Geilsheim: eine Leichenhalle 

5. Stadtteil Obermögersheim: eine Leichenhalle 

(2) Diese Satzung gilt nicht für die kirchlichen Friedhöfe im Stadtgebiet bzw. in den Ortsteilen 

von Wassertrüdingen 

§ 2 

Friedhofszweck 

Die Friedhöfe sind öffentliche Einrichtungen der Stadt Wassertrüdingen. Sie dienen der Bestattung 

aller Personen die bei ihrem Ableben Einwohner der Stadt Wassertrüdingen waren (Hauptwohnsitz) 

oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die Bestattung anderer 

Personen bedarf einer Ausnahmegenehmigung. 

§ 3 

Bestattungsbezirke 

(1) Das Stadtgebiet wird in folgende Bestattungsbezirke eingeteilt: 

a) Bestattungsbezirk des Friedhofs Wassertrüdingen: Stadtgebiet Wassertrüdingen 

b) Bestattungsbezirk des Friedhofs Fürnheim: Stadtteile Fürnheim, Himmerstall, 

Goschenhof, Reichenbach, Stahlhöfe 

c) Bestattungsbezirk des Friedhofs Schobdach: Stadtteil Schobdach 

(2) Die Verstorbenen sollen auf dem Friedhof des Bezirks bestattet werden, in dem sie zuletzt 

ihren Wohnsitz hatten. Die Bestattung auf anderen Friedhöfen ist möglich, wenn dies 



gewünscht wird und die Belegung dies zulässt oder dort ein Nutzungsrecht an einer 

Wahlgrabstätte besteht. 

§ 4 

Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem öffentlichem 

Interesse geschlossen oder entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit 

weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof seine 

Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schließung, so 

werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 

(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öffentlich 

bekanntzumachen. 

(3) Die Stadt kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entgegenstehen. 

(4) Die Stadt kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Nutzungsrechte und Ruhefristen 

abgelaufen sind. 

(5) Soweit zur Schließung oder Endwidmung Nutzungsrechte aufgehoben oder im Einvernehmen 

mit den Berechtigten abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser Einräumung 

entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberechtigten 

möglich. 

 

II. 

Ordnungsvorschriften 

§ 5 

Öffnungszeiten 

(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekanntgegebenen Zeiten für den 

Besuch geöffnet. 

(2) Die Stadt kann das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile aus besonderem Anlass 

vorübergehend untersagen. 

§ 6 

Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der 

Persönlichkeitsrechte der Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

(2) Kinder unter 8 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung und unter Verantwortung 

Erwachsener betreten. 

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, Inlineskater), 

ausgenommen Kinderwagen und Rollstühle, zu befahren, 



b) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbieten 

von Dienstleistungen, 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszuführen, 

d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu 

privaten Zwecken, 

e) Druckschriften zu verteilen, 

f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 

g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen (soweit sie 

nicht als Wege dienen), Grabstätten und Grabeinfassungen zu betreten, 

h) zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken sowie zu lagern, 

i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde. 

Die Stadt kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf 

ihm vereinbar sind. 

(4) Totengedenkfeiern sind 2 Tage vorher bei der Stadt zur Zustimmung anzumelden. 

 

§ 7 

Gewerbetreibende 

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für 

Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Stadt, die gleichzeitig den 

Umfang der Tätigkeiten festlegt. 

(2) Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in die 

Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation verfügen 

und 

c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können. 

(3) Die Zulassung erfolgt durch Zulassungsbescheid. Die Zulassung ist alle 10 Jahre zu erneuern. 

(4) Die zugelassenen Gewerbetreibenden haben für jeden Bediensteten bei der Stadt einen 

Ausweis zu beantragen. Die Zulassung und die Bedienstetenausweise sind dem 

Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. 

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 

ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die 

sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 

schuldhaft verursachen 

(6) Unbeschadet § 6 Abs. 3 Buchst. c, dürfen gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen nur 

während der von der Stadt festgesetzten Zeiten durchgeführt werden. In den Fällen des § 5 

Abs. 2 sind gewerbliche Arbeiten ganz untersagt. 

(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen 

nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht behindern. Bei 

Beendigung oder bei Unterbrechung der Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder 

in den früheren Zustand zu bringen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen 



keinerlei Abfall, Abraum-, Rest- und Verpackungsmaterial ablagern. Gewerbliche Geräte 

dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden.  

(8) Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschriften der Abs. 4 bis 7 

verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr 

gegeben sind, kann die Stadt die Zulassung auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen 

Bescheid entziehen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist eine Mahnung entbehrlich. 

(9) Gewerbetreibende mit Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum, die im Inland nur vorübergehend tätig sind, haben die Aufnahme ihrer 

Tätigkeit auf dem Friedhof anzuzeigen. Die Gewerbetreibenden haben für jeden 

Bediensteten bei der Stadt einen Ausweis zu beantragen. Die Bedienstetenausweise sind 

dem Friedhofspersonal auf Verlangen vorzuweisen. 

Abs. 1-4; Abs. 6 Satz 2 und Abs. 8 finden keine Anwendung. Das Verwaltungsverfahren kann 

über eine einheitliche Stelle nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes Bayern 

abgewickelt werden. 

 

III. 

 

Bestattungsvorschriften 

 

§ 8 

 

Allgemeines 

 

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalls bei der Stadt anzumelden. 

Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen nach den Bestimmungen der BestV  

beizufügen. Wird eine Beisetzung in einer vorher erworbenen 

Wahlgrabstätte/Urnengrabstätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.  

(2) Die Stadt setzt, in Benehmen mit den Angehörigen und ggf. dem jeweiligen Pfarramt, Ort und 

Zeit der Bestattung fest.  

§ 9 

Benutzung der Leichenhalle 

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufbewahrung der Leichen, bis sie bestattet oder überführt 

werden und der Aufbewahrung von Aschenresten Verstorbener bis zur Beisetzung auf den 

Friedhöfen. Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Stadt und in Begleitung eines 

Friedhofsmitarbeiters betreten werden. 

(2) Die Verstorbenen werden in der Leichenhalle aufgebahrt. Sofern keine 

gesundheitsaufsichtlichen oder sonstige Bedenken bestehen, können die Hinterbliebenen die 

Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten besuchen. Die Bestattungspflichtigen 

entscheiden, ob die Aufbahrung im offenen oder geschlossenen Sarg erfolgt. Wird darüber 

keine Bestimmung getroffen, bleibt der Sarg geschlossen. Dies gilt auch bei entsprechender 

Anordnung des Amts- oder Leichenschauarztes. 

(3) Die Särge Verstorbener, bei denen der Verdacht besteht, dass sie an einer meldepflichtigen 

Krankheit gelitten haben, sollen in einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt 



werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich 

der vorherigen Zustimmung des Amtsarztes. 

(4) Jede Leiche ist spätestens 24 Stunden vor der Bestattung in das städtische Leichenhaus zu 

verbringen, Urnen sollen ebenfalls spätestens 24 Stunden vor der Bestattung in das städtische 

Leichenhaus verbracht werden. 

(5) Abs. 4 findet keine Anwendung, wenn 

a) die Überführung von der Wohnung, in der die Person verstorben ist, zu einem außerhalb 

Wassertrüdingens gelegenen Beisetzungsort am Sterbetag erfolgt oder die Überführung 

zu einer kirchlichen Bestattungseinrichtung in Wassertrüdingen durchgeführt wird, 

b) der Tod in einer Anstalt (z.B.  Alten- bzw. Pflegeheim u.a.) eingetreten, dort ein 

geeigneter Raum für die Aufbewahrung der Leiche vorhanden ist und der Verstorbene 

von dortigen Aufbewahrungsräumen unmittelbar an einen Ort außerhalb 

Wassertrüdingens zur Beisetzung verbracht wird. 

(6) Der Benutzungspflicht des Abs. 4 muss die Person genügen, die nach den gesetzlichen 

Bestimmungen für die Bestattung zu sorgen hat. 

 

§ 10 

Beschaffenheit von Särgen  

(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Für die Bestattung sind zur Vermeidung von 

Umweltbelastungen nur Särge aus leicht abbaubarem Material (z.B. Vollholz) erlaubt. Im 

Übrigen gelten die Vorschriften des § 30 BestV.  

Für die Urnenbeisetzung im Erdreich dürfen nur Urnen und Überurnen verwendet werden, die 

biologisch abbaubar sind und deren Material die physikalische, chemische und biologische 

Beschaffenheit des Bodens und des Grundwassers nicht nachteilig verändern kann. 

Überurnen müssen ihrer Größe nach den örtlichen Gegebenheiten des Bestattungsplatzes 

entsprechen. 

(2) Die Särge sollen höchstens  200 cm lang, 65 cm hoch und einschließlich der Griffe 70 cm  

breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Stadt 

bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

(3) Für die Beisetzung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit 

Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 

 

 

§ 11 

Ausheben der Gräber 

(1) Die Gräber werden von der Stadt ausgehoben und wieder zugefüllt. 

 

 

 



§ 12 

Ruhefrist 

(1) Die Ruhefrist beginnt mit dem Tag der Beisetzung des Sarges bzw. dem Tag der 

Urnenbeisetzung. 

(2) Die Ruhefristen werden festgesetzt auf allen städtischen Friedhöfen: 

a) Personen über 10 Jahren   30 Jahre 

b) Kinder bis 10 Jahren   20 Jahre 

c) Urnen     10 Jahre 

§ 13 

Exhumierung und Umbettungen 

(1) Die Exhumierung und Umbettung von Leichen und Urnen bedarf unbeschadet sonstiger 

gesetzlicher Vorschriften der vorherigen Erlaubnis der Stadt. Sie darf nur erteilt werden, 

wenn ein wichtiger Grund die Störung der Totenruhe und die Unterbrechung der Verwesung 

rechtfertigt. Alle Umbettungen werden von der Stadt durchgeführt. Sie bestimmt den 

Zeitpunkt der Umbettung. 

(2) Soweit Exhumierungen von Leichen nicht vom Gericht oder einer Behörde angeordnet 

werden, sollen sie nur in den Monaten Oktober bis März und außerhalb der Besuchszeiten 

erfolgen. 

(3) Zur Exhumierung und Umbettung bedarf es eines Antrages des Grabnutzungsberechtigten 

(4) Angehörige und Zuschauer dürfen der Exhumierung bzw. Umbettung nicht beiwohnen. 

(5) Neben der Zahlung der Gebühren für die Umbettung haben die Antragsteller Ersatz für die 

Schäden zu leisten, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung 

zwangsläufig entstehen. 

(6) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeiten wird durch Umbettungen oder Ausgrabungen nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

(7) Im Übrigen gilt die BestV 

§ 14 

Friedhofs- und Bestattungspersonal 

Die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Bestattung stehenden Verrichtungen auf den 

städtischen Friedhöfen sind von der Stadt hoheitlich auszuführen, insbesondere 

a) das Ausheben und Verfüllen des Grabes 

b) das Versenken des Sarges und die Beisetzung der Urnen, 

c) die Ausgrabung und Umbettung (Exhumierung von Leichen und Gebeinen sowie Urnen) 

d) das Ausschmücken des Aufbahrungsraumes und der Aussegnungshalle (Grundausstattung 

mit Trauerschmuck) 

Die Stadt kann sich zur Durchführung hoheitlicher Tätigkeiten eines privaten Dritten als 

Erfüllungsgehilfe bedienen. 

 



IV. 

Grabstätten 

§ 15 

Allgemeines 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen können Rechte nur nach 

dieser Satzung erworben werden. 

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

a) Reihengrabstätten (§ 15) 

b) Wahlgrabstätten (§ 16) 

c) Urnengrabstätten (§ 17) 

d) Kindergräber (§ 18) 

e) Anonyme Erd- und Urnengrabstätten (§ 19) 

f) Ehrengräber (§ 20) 

g) Urnenruhegemeinschaftsanlage (§ 20 a) 

(3) Die Lage der einzelnen Gräber wird durch die Stadt bestimmt und richtet sich nach den 

Aufteilungs- und Belegungsplänen einschließlich der textlichen Festsetzungen. Die Friedhöfe 

sind darin in Grabfelder aufgeteilt. Die einzelnen Gräber sind fortlaufend nummeriert. 

Bestattungen können jeweils nur in den von der Stadt freigegebenen Grabfeldern oder deren 

Teilen erfolgen. Nicht in allen Friedhöfen sind alle in Abs. 1 aufgeführten Grabarten 

vorgesehen. 

(4) Es besteht weder Anspruch auf ein Grab in einer bestimmten Lage und einem bestimmten 

Friedhof noch auf die Unveränderlichkeit der Umgebung des Grabes. 

 

§ 16 

 

Reihengrabstätten 

 

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, die der Reihe nach belegt und erst 

im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden abgegeben werden. 

(2) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche beigesetzt werden. Ausnahmen können bei 

gleichzeitig verstorbenen Familienangehörigen zugelassen werden. 

(3) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten wird 

3 Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld 

bekanntgemacht. 

§ 17 

Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbeisetzungen, an denen auf Antrag ein 

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im 

Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Der Wiedererwerb eines Nutzungsrechts ist 

nur auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte möglich. Die Stadt kann Erwerb und 



Wiedererwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten ablehnen, insbesondere wenn die 

Schließung gem. § 4 beabsichtigt ist. 

(2) Es werden Einzelwahlgräber mit einer Grabstelle, Doppelwahlgräber mit zwei Grabstellen 

und Familienwahlgräber mit bis zu vier Grabstellen vergeben. 

(3) Das Nutzungsrecht entsteht nach Zahlung der fälligen Gebühr mit Aushändigung der 

Verleihungsurkunde. 

(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 2 Monate 

vorher schriftlich -falls er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln ist, durch eine 

öffentliche Bekanntmachung und durch einen 2-monatigen Hinweis auf der Grabstätte-   

(5) hingewiesen. 

(6) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt 

oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben 

worden ist. 

 

§ 18 

 

Urnengrabstätten 

 

In Urnengräbern können bis zu 4 Urnen beigesetzt werden. 

 

§ 19 

Kindergräber 

Für Verstorbene bis 10 Jahre werden Kindergrabstätten in eigens hierfür ausgewiesenen Teilen des 

Friedhofes zur Verfügung gestellt. 

 

§ 20 

Anonyme Erd- und Urnengräber 

(1) Anonyme Erd- und Urnengräber sind Gräber für die Beisetzung von Urnen oder Leichen, die 

der Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit abgegeben werden. 

(2) In den anonymen Gräberfeldern werden die Bestattungen ausschließlich anonym 

durchgeführt sowie die Grabplätze durch die Stadt bestimmt. 

(3) Blumenschmuck darf nur an den dafür vorgesehenen Stellen abgestellt werden. Die 

Friedhofsverwaltung ist berechtigt Blumenschmuck zu entfernen. 

(4) Die Graboberfläche der anonymen Erd- und Urnengräber wird durch die Stadt gestaltet und 

gepflegt. 

(5) Grabsteine oder sonstige Ausstattungen dürfen auf den anonymen Erd- und Urnengräbern 

nicht angebracht werden.   

 

 



§ 20 a 

Urnenruhegemeinschaftsanlage 

Die Stadt Wassertrüdingen richtet eine oder mehrere Urnenruhegemeinschaftsanlagen ein. Es 

handelt sich dabei um Urnengemeinschaftsgräber, die in der Regel durch mit der TBF 

Treuhandgesellschaft bayerischer Friedhofsgärtner mbH in Vertrag stehenden Friedhofsgärtnern 

angelegt und unterhalten werden und bis zum Ablauf der Ruhezeit der zuletzt in der 

Ruhegemeinschaft erfolgten Beisetzung betreut werden. Die Beisetzung in der Ruhegemeinschaft 

erfolgt nicht anonym, sondern unter Nennung der Namen und Lebensdaten der Beigesetzten und ist 

vom Abschluss eines Dauerpflegevertrages abhängig. In dieser Bestattungsform kann ein Grabrecht 

auch vor Eintritt eines Sterbefalls erworben werden. In diesen Fällen ist im Todesfall das anteilige 

Grabnutzungsrecht für die Ruhefrist von 10 Jahren nachzukaufen. 

 

 

§ 21 

Ehrengräber 

 

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengräbern  obliegt  ausschließlich der 

Stadt Wassertrüdingen. 

 

§ 22 

Größe der Gräber 

Die Gräber haben in der Regel folgende Maße: 

       Länge     Breite  Tiefe (mind.) 

a) Reihengräber und Einzelwahlgräber  2,00 m  0,90 m  1,80 m  

b) Familienwahlgräber 

Für 2 Personen     2,00 m  2,00 m  1,80 m 

Für 3 Personen     2,00 m  3,00 m  1,80 m 

Für 4 Personen     2,00 m  4,00 m  1,80 m 

 

c) Kindergräber bis zu 10 Jahren   1,50 m  0,50 m  1,80 m 

d) Urnengräber     0,80 m  0,80 m  0,50 m* 

* Von der Erdoberfläche bis zur Oberkante der Urne gerechnet 

 

 



§ 23 

Rechte an Gräbern 

(1) An einem belegungsfähigen Grab kann ein Nutzungsrecht erworben werden. Das 

Nutzungsrecht wird mindestens auf die Dauer der Ruhefrist verliehen. Ohne Vorliegen eines 

aktuellen Sterbefalles kann ein Grabrecht nur erworben werden, soweit auf dem Friedhof 

eine ausreichende Zahl von Grabstätten vorhanden ist. 

(2) Das Nutzungsrecht an den Gräbern wird an einzelne natürliche Personen nach Entrichtung 

der Grabnutzungsgebühr (siehe Friedhofsgebührensatzung) verliehen, worüber dem 

Nutzungsberechtigten eine Urkunde ausgestellt wird (Graburkunde). In Ausnahmefällen ist 

der Erwerb eines Grabrechtes durch eine juristische Person möglich. 

(3) Das Nutzungsrecht an verlängerungsfähigen Erd- und Urnengräbern kann gegen erneute 

Zahlung der entsprechenden Grabnutzungsgebühr um weitere fünf oder zehn Jahre 

verlängert werden, wenn der Nutzungsberechtigte vor Ablauf des Rechtes die Verlängerung 

bei der Friedhofsverwaltung beantragt und der Platzbedarf des Friedhofs es zulässt. 

(4) Nach Erlöschen des Nutzungsrechtes kann die Stadt über die Gräber anderweitig verfügen. 

Hierüber werden die bisherigen Nutzungsberechtigten, die Angehörigen in gerader Linie und 

die Erben oder die Pfleger des Grabes rechtzeitig von der Stadt benachrichtigt. 

(5) In den Fällen, in denen die Ruhefrist der zu bestattenden Leichen oder Urnen über die Zeit 

hinausreicht, für die das Recht an einem Grabplatz besteht, ist das Nutzungsrecht im Voraus 

für die Dauer der Vorgeschriebenen Ruhefristen zu erwerben. 

(6) Soweit die Rückgabe eines Grabes vor Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit erfolgt, findet 

keine Erstattung von Grabgebühren statt. Das gleiche gilt auch für Umbettungen. 

(7) Jede Änderung der Anschrift des Nutzungsberechtigten ist der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen.  

§ 24 

 

Übertragung von Nutzungsrechten 

 

(1) Zu Lebzeiten des Nutzungsberechtigten kann die Umschreibung eines Grabnutzungsrechtes 

der Ehegatte, der eingetragene Lebenspartner oder ein Abkömmling beanspruchen, wenn 

der Nutzungsberechtigte zugunsten dieses Angehörigen schriftlich auf das 

Grabnutzungsrecht verzichtet hat. 

(2) Nach dem Tode des Nutzungsberechtigten kann derjenige die Umschreibung eines laufenden 

Grabnutzungsrechtes auf seinen Namen beanspruchen, dem es vom Nutzungsberechtigten in 

einer letztwilligen Verfügung zugewendet wurde. Bei einer Verfügung zu Gunsten mehrerer 

Personen hat die erstgenannte Person Vorrang.  Stirbt der Nutzungsberechtigte ohne eine 

Verfügung hinterlassen zu haben, so kann das Nutzungsrecht auf Antrag auf die in § 1Abs. 1 

Ziff. 1 BestV genannten bestattungspflichtigen Personen übertragen werden. Eingetragene 

Lebenspartner sind den Ehegatten gleichgestellt. Innerhalb der Reihenfolge des § 1 Abs. 1 

Ziff. 1 BestV hat die ältere Person Vorrecht vor der jüngeren. Haben Vorberechtigte innerhalb 

von sechs Monaten keinen Antrag auf Übertragung des Nutzungsrechts gestellt, so wird das 

Nutzungsrecht auf Antrag einer nachberechtigten Person verliehen. Stimmen alle 

Vorberechtigten zu, so kann das Nutzungsrecht in begründeten Einzelfällen auch auf einen 

dem Verstorbenen nahestehenden Dritten (z.B. Lebensgefährte oder Stiefkind) übertragen 

werden. 



(3) Über die Umschreibung erhält der neue Grabnutzungsberechtigte eine Urkunde 

(Graburkunde). 

(4) Bei Gräbern, an denen nach einer Bestattung niemand das Grabnutzungsrecht nach Abs. 2 

oder das Betreuungsrecht nach Abs. 4 Satz 2 übernimmt, sorgt die Friedhofsverwaltung auf 

Kosten eines Verpflichteten für die Erstanlage (Aufstellen eines mehrfach verwendbaren 

Grabmals, Begrünung) und die Pflege des Grabes während der Ruhefrist. Gegen 

vollständigen Kostenersatz können Grabnutzungsrecht und Grabmal erworben werden. 

§ 25 

Pflege und Instandhaltung der Gräber 

(1) Jedes Grab ist spätestens 6 Monate nach der Beisetzung bzw. nach der Verleihung des 

Nutzungsrechtes würdig herzurichten, gärtnerisch anzulegen und in diesem Zustand bis zum 

Ablauf der Ruhe- oder Nutzungszeit zu erhalten. 

(2) Bei allen Gräbern sind der Nutzungsberechtigte oder – sofern dieser verstorben ist – die in § 

24 Abs. 2 genannten Personen zur ordnungsgemäßen Anlage, Pflege und Instandhaltung des 

Grabes verpflichtet. 

(3) Chemische Mittel und Salze dürfen zur Bekämpfung von Unkraut und unerwünschtem 

Aufwuchs nicht verwendet werden. 

(4) Kommt der Nutzungsberechtigte oder der sonst Verpflichtete (siehe § 24 Abs. 2) seiner 

Verpflichtung nicht nach, kann ihn die Friedhofsverwaltung unter Fristsetzung auffordern, 

einen ordnungsgemäßen Zustand herzustellen. Nach Ablauf der Frist können zur 

Herbeiführung eines ordnungsgemäßen Zustandes erforderliche Maßnahmen auf Kosten des 

Verpflichteten getroffen werden (z.B. Ersatzvornahme, § 33). 

(5) Ist der Aufenthalt des Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst 

Verpflichteten nicht bekannt, ergeht eine öffentliche Aufforderung durch Bekanntmachung 

oder durch eine Aushängekarte am Grab. Nach Ablauf dieser Frist ist die Friedhofsverwaltung 

berechtigt, das Grab auf Kosten eines Verpflichteten gem. § 24 Abs. 2 in einen 

ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen oder abzuräumen und einzuebnen. 

 

 

§ 26 

 

Gärtnerische Gestaltung der Gräber 

 

(1) Zur Bepflanzung der Gräber sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, welche die 

benachbarten Gräber und Anpflanzungen nicht beeinträchtigen. Die Höhe und Form der 

Grabhügel und die Art ihrer Gestaltung sind des Gesamtbild der Friedhöfe,  dem besonderen 

Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. 

(2) Anpflanzungen aller Art neben den Gräbern werden ausschließlich von der Stadt ausgeführt. 

In besonderen Fällen können Ausnahmen von der Stadt zugelassen werden, wenn 

benachbarte Gräber nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Die Bepflanzung der Gräber soll grundsätzlich die zulässige Höhe des Grabmales nicht 

überschreiten. Sofern einzelne hochwachsende Solitärgehölze gepflanzt werden sollen, 

bedarf dies der Erlaubnis der Stadt. 



(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis der Stadt 

über, wenn sie vom Nutzungsberechtigten nach Ablauf der Ruhefrist oder des 

Nutzungsrechts nicht abgeräumt worden sind. Der Schnitt und die Beseitigung zu stark 

wachsender oder absterbender Bäume und Sträucher kann angeordnet werden. Wird die 

notwendige Maßnahme nicht innerhalb der hierfür dem Nutzungsberechtigten gesetzten 

Frist durchgeführt, so werden die Arbeiten von der Friedhofsverwaltung auf seine Kosten 

durchgeführt (Ersatzvornahme, § 33) 

(5) Verwelkte Blumen und verdorrte Kränze sind von den Gräbern zu entfernen und 

ordnungsgemäß an den von der Stadt bereitgestellten Einrichtungen zu trennen und zu 

beseitigen. 

(6) Bei der Pflege und Abräumung von Gräbern sind Abfälle entsprechend den von der Stadt 

bereitgestellten Einrichtungen zu trennen und zu beseitigen. 

 

 

 

V. 

Grabmale 

§ 27 

(1) Die Errichtung von Grabmalen sowie von sonstigen baulichen Anlagen oder deren 

Änderungen bedürfen – unbeschadet sonstiger Vorschriften - der Erlaubnis der Stadt 

Wassertrüdingen. Die Stadt ist berechtigt, soweit das zur Wahrung der Rechte anderer 

notwendig ist und der Friedhofszweck es erfordert, Anordnungen zu treffen, die sich auf 

Einfriedungen, Einfassungen und sonstige bauliche Anlagen beziehen. 

(2) Die Erlaubnis ist rechtzeitig vor Anfertigung oder Veränderung des Grabmales oder der 

baulichen Anlage bei der Stadt durch den Grabnutzungsberechtigten zu beantragen, wobei 

die Maße des § 22 zugrunde zu legen sind. Dem Antrag ist zweifach beizufügen: 

a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe des 

Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts der Form und der Anordnung. 

b) Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole in einem geeigneten Maßstab 

unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der 

Anordnung 

(3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn die Anlage nicht  den Vorschriften dieser Satzung 

entspricht. 

(4) Ohne Erlaubnis aufgestellte Grabmale oder bauliche Anlagen, die auch nachträglich nicht 

genehmigt werden können, sind nach schriftlicher Aufforderung an den 

Nutzungsberechtigten unter angemessener Fristsetzung zu entfernen. Ist der Aufenthalt des 

Nutzungsberechtigten oder der Aufenthalt bzw. die Existenz des sonst Verpflichteten nicht 

bekannt, ergeht eine befristete öffentliche Aufforderung. Kommt der Nutzungsberechtigte 

nicht fristgerecht der Aufforderung nach, so ist die Stadt berechtigt, auf Kosten des 

Nutzungsberechtigten oder sonst Verpflichteten das Grabmal zu entfernen und zu verwerten 

(Ersatzvornahme, § 33). 



(5) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte 

Holztafeln oder Holzkreuze zulässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der Beisetzung 

verwendet werden. 

 

§ 28 

Größe von Grabmalen und Einfriedungen 

(1) Stehende Grabmale dürfen die Breite des Grabes sowie nachfolgende Höhen nicht 

überschreiten: 

- Kindergräber bis 10 Jahre      80 cm, Mindeststärke 12 cm 

- Reihengräber für Personen über 10 Jahre  120 cm, Mindeststärke 15 cm 

- Einzelgräber     120 cm, Mindeststärke 15 cm 

- Familiengräber ab 2 Grabstellen   130 cm, Mindeststärke 15 cm 

- Urnengräber       80 cm, Mindeststärke 12 cm  

(2) Liegende Grabmale dürfen die Breite und Länge des Grabes nicht überschreiten. Die 

Mindeststärke beträgt 12 cm. 

(3) Einfriedungen sollen aus demselben Material wie das Grabmal hergestellt werden. Die Höhe 

der Einfriedung beträgt maximal 12 cm, bezogen auf das das Grab umgebende Gelände. Die 

Breite der Einfriedung darf zwischen 5 cm und 12 cm betragen. 

(4) Eine Über- bzw. Unterschreitung ist im Einzelfall zulässig, sofern sie mit den Bestimmungen 

des § 28 dieser Satzung und dem Friedhofszweck vereinbar ist und die Stadt die Erlaubnis 

erteilt.  

§ 29 

Grabmalgestaltung 

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen dem Friedhofszweck entsprechen; sie 

müssen so gestaltet sein, dass die Würde der Friedhöfe als Ruhestätte der Verstorbenen 

gewahrt ist. 

(2) Für Grabmale dürfen als Hauptbestandteile nur Natursteine, Holz, Schmiedeeisen, Gusseisen, 

Stahl und Bronze in werkgerechter Ausführung verwendet werden. 

(3) Es dürfen nur Grabmale aufgestellt werden, die nachweislich in der gesamten 

Wertschöpfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt wurden. 

(4) Aufdringliche Gestaltungen, insbesondere Farbanstriche, Beleuchtungselemente und 

Photovoltaik, sind nicht zulässig. 

§ 30 

Standsicherheit der Grabmale 

(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des 

Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und 

Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmälern in der 

jeweils geltenden Fassung) zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft 



standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber  nicht umstürzen oder sich 

senken können. Satz 1 gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 

(2) Die Mindeststärke, die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die 

Größe und Stärke der Fundamente, bestimmt die Stadt gleichzeitig mit der Zustimmung nach 

§ 27. Sie kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung durchgeführt worden 

ist. 

§ 31 

Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem 

Zustand zu halten. Verantwortlich dafür ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

(2) Ist die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon 

gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe 

zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Stadt auf Kosten des Verantwortlichen 

Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der 

ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Stadt nicht innerhalb einer 

jeweils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Stadt berechtigt, dies auf 

Kosten des Verantwortlichen zu tun, oder das Grabmal, die sonstige bauliche Anlage oder die 

Teile davon zu entfernen; die Stadt Wassertrüdingen ist nicht verpflichtet diese Sachen 

aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, 

genügt eine öffentliche Bekanntmachung und ein 4-wöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Die 

Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch Umfallen von Grabmalen oder 

sonstiger baulicher Anlagen oder durch Abstürzen von Teilen davon verursacht wird. 

(3) Der Nutzungsberechtigte und die in seinem Auftrag handelnden Personen haften für jede 

durch die Errichtung von Grabmalen und baulichen Anlagen entstehenden Beschädigungen 

der Grab- und Friedhofsanlagen. 

§ 32 

Entfernung 

(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit oder 

Nutzungsrechtes nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Stadt von der Grabstätte 

entfernt werden. 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen 

baulichen Anlagen, einschließlich Bepflanzungen und Wurzelstöcke, zu entfernen. Sämtliche 

mit der Räumung anfallenden Materialien, mit Ausnahme der üblichen Bepflanzung, sind von 

den Friedhöfen zu entfernen. Die Gräber sind einzuebnen.  Sind die Grabmale oder die 

sonstigen baulichen Anlagen nicht innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhezeit oder 

des Nutzungsrechts entfernt, fallen sie entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Stadt 

Wassertrüdingen. Sofern Wahlgrabstätten von der Stadt abgeräumt werden, hat der 

jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

(3) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Gräber und bauliche Anlagen oder solche, die als 

besondere Eigenart des Friedhofs aus früheren Zeiten gelten, können unter den besonderen 

Schutz der Stadt gestellt werden. Die Entfernung oder Änderung solcher Anlagen auch nach 



Ablauf der Ruhefrist und des Grabnutzungsrechtes bedarf der besonderen Erlaubnis der 

Stadt. 

VI. 

Schlussbestimmungen 

§ 33 

Ersatzvornahme 

Werden die in dieser Satzung festgelegten Handlungspflichten nicht rechtzeitig erfüllt, kann die Stadt 

die Handlung auf Kosten des Pflichtigen vornehmen oder vornehmen lassen. Die Ersatzvornahme ist 

vorher schriftlich anzukündigen. Dabei ist eine angemessene Frist zu setzen. Einer vorherigen 

Androhung und einer Fristsetzung bedarf es nicht, wenn der Pflichtige nicht erreichbar ist und die 

Ersatzvornahme zur Abwehr einer drohenden Gefahr notwendig ist. 

 

 

 

§ 34 

Haftungsausschluss 

Die Stadt übernimmt für Beschädigungen, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der 

Friedhofsanlagen entstehen und für Schäden, die durch  dritte Personen verursacht werden, keine 

Haftung. 

§ 35 

Gebühren 

Für die Benutzung der von der Stadt Wassertrüdingen verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen 

sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

§ 36 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer 

1. Sich als Besucher entgegen § 6 Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofs entsprechend verhält oder 

Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt, 

2. Entgegen § 6 Abs. 3 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art und Sportgeräten (z.B. Rollschuhen, Inlineskatern) 

ausgenommen Kinderwagen und Rollstühle, befährt, 

b) Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie Dienstleistungen verkauft, 

c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung Arbeiten ausführt, 

d) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen erstellt und verwertet, außer zu privaten Zwecken 



e) Druckschriften verteilt, 

f) Abraum und Abfall außerhalb der dafür bestimmten Stellen ablagert, 

g) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen verunreinigt oder beschädigt, 

Einfriedungen und Hecken übersteigt und Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen), 

Grabstätten und Grabeinfassungen betritt, 

h) lärmt, isst und trinkt, lagert, 

i) Tiere mitbringt. 

3. entgegen § 6 Abs. 4 Totengedenkfeiern ohne Zustimmung der Stadt durchführt 

4. als Gewerbetreibender entgegen § 7 Abs. 1, 7 und 8 ohne vorherige Zulassung tätig wird, 

außerhalb der festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt sowie Werkzeuge und Materialien 

unzulässig lagert, 

5. entgegen § 27 Abs. 1 ohne vorherige Zustimmung Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet 

oder verändert, 

6. Grabmale entgegen § 29 Abs. 1 nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert, 

7. Grabmale entgegen § 30 Abs. 1  nicht in gutem und verkehrssicherem Zustand hält 

8. Grabmale und bauliche Anlagen entgegen § 31 Abs. 1  ohne vorherige schriftliche Zustimmung 

entfernt, 

9. Grabstätten entgegen § 24 Abs. 4 vernachlässigt. 

 

§ 37 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft (Bekanntmachung am 

22.11.2019)  

Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 01.01.2015 außer Kraft.  

 

Wassertrüdingen, den 22.11.2019  

 

 

Stefan Ultsch 

Erster Bürgermeister 

 

 

 

 

 


